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2.1.4 Phase vier: Klimawandel und Atomenergie 

Auch die Menschheitsherausforderung durch den Klimawandel, der seit Ende der 80er Jahre 

ins öffentliche Bewusstsein rückte, änderte in Deutschland nichts an der kritischen Grundein-

stellung zur Kernenergie.  

Tatsächlich steht der Anstieg des Kohlenstoffgehalts in der Troposphäre, der auf die Nutzung 

fossiler Energieträger, die Vernichtung der Wälder und die intensive Veränderung der Böden 

zurückgeht, in einem engen Zusammenhang mit der Temperaturbildung. CO2 ist die wich-

tigste Ursache der Klimaänderungen. Dagegen wird die Nutzung der Kernenergie als CO2-frei 

hingestellt, was für den reinen Betrieb richtig ist, auch wenn im gesamten Kreislauf der nukle-

aren Stromerzeugung natürlich auch CO2-Emissionen entstehen. Um für den Schutz des Kli-

mas die Treibhausgase im notwendigen Umfang zu reduzieren, muss der Einsatz der fossilen 

Brennstoffe zurückgedrängt werden. Da bis dahin das technische Potenzial und die Kosten der 

erneuerbaren Energien überwiegend skeptisch beurteilt und die mögliche Effizienzsteigerung 

kaum genutzt wurden, stellten dDie Befürworter stellten die Kernenergie als preiswerten, kli-

mafreundlichen und unverzichtbaren Beitrag für den Klimaschutz heraus.  

Mit diesen Fragen hat sich in den 1980er und 90er Jahren die Enquete-Kommission „Schutz 

der Erdatmosphäre“ in Berichten und Untersuchungen intensiv beschäftigt, denn der Zusam-

menhang ist kompliziert. Deshalb hat sich diese Kommission in umfangreichen Szenarien mit 

der Frage beschäftigt, ob und welchen Beitrag die nukleare Stromversorgung zum Klimaschutz 

leisten kann, u. a. auf der Grundlage der FUSER (Future Stresses for Energy Resources)-Studie 

der Weltenergiekonferenz von Cannes 1986 und damaliger IIASA (Institute for Applied Sys-

tems Analysis)-Szenarien99, die alle einen massiven Ausbau der nuklearen Stromversorgung 

vorsehen. Trotzdem stiegen die jährlichen Kohlenstoffemissionen bis zum Jahr 2030 auf das 

Zwei- bis Dreifache an.  

Das gemeinsame Ergebnis war, dass Klimaschutz nicht durch den Austausch der Energieträger 

zu erreichen sei, sondern dass „Energieeinsparung die erste Priorität bei der Suche nach Lö-

sungswegen zur Senkung des fossilen Energieverbrauchs auf das gebotene Maß (hat). .... Ener-

gieeinsparung umfasst die Minimierung des Energieeinsatzes über die gesamte Prozesskette“. 

Hier aber zeigten sich bei der großtechnischen Nutzung der Kernenergie eindeutige Grenzen.  

Die Struktur- und Systemlogik der Verbundwirtschaft, zu der die Kernkraftwerke gehören, er-

schwere, ja blockiere, eine mögliche Effizienzsteigerung und insbesondere die Zusammenfüh-

rung der Strom- und Wärmeerzeugung. Kernkraftwerke seien auf die hohe Auslastung ihrer 

Erzeugungskapazitäten ausgelegt. Dadurch wäre eine systematische Verringerung und Ver-

meidung des Energieeinsatzes im Rahmen einer Energiewende nicht möglich, die aber für den 

Klimaschutz unverzichtbar sei.  

Das einstimmige Fazit der Klima-Enquete-Kommission, der mehrheitlich Befürworter der 

Kernenergie angehörten, lautete: Nicht die Ausweitung des Stromangebots, sondern die Ver-

minderung und Vermeidung des Stromverbrauchs sei der wichtigste Hebel für den Klima-

schutz. Die Kommission orientierte sich in ihren Reduktionsszenarien (minus 33 Prozent ge-

genüber den THG-Emissionen von 1990) an der Idee von Energiedienstleistungen. Sie stellte 

in ihren Szenarien die Notwendigkeit heraus, Energieeinsparen, Effizienzsteigerung und den 
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Ausbau der Erneuerbaren Energien miteinander zu verbinden, was insbesondere bei den Er-

neuerbaren Energien in den letzten 15 Jahren in einem fast unerwarteten Umfang gelungen 

ist. 

 

 

2.1.5 Phase fünf: Ausstieg aus der Kernenergie  

 

Während sich in den 60er und der ersten Hälfte der 70er Jahre in Westdeutschland die Leicht-

wasserreaktortechnologie in großtechnischen 26 Maßstab durchsetzen konnte, änderte sich 

das Bild mit den Demonstrationen gegen den Bau des Kernkraftwerks Süd (mit einer geplanten 

Nettoleistung von 1.300 MW) am Kaiserstuhl in Baden. Nachdem am 19. Juli 1973 der Bau in 

Wyhl verkündet wurde, breitete sich der Protest schnell aus. Es kam zu unterschiedlichen Ge-

richtsurteilen, die unterschiedlich für einen Baustopp oder für einen Weiterbau entschieden. 

Das ging bis zum Jahr 1983, als überraschend der Ministerpräsident Baden-Württembergs 

Lothar Späth verkündete, der Baubeginn sei vor dem Jahr 1993 nicht nötig, was er 1987 sogar 

auf das Jahr 2000 erweiterte. Aber schon 1995 wurde der Bauplatz als Naturschutzgebiet aus-

gewiesen. 

Der Widerstand um Wyhl hatte eine starke Wirkung auf andere Standorte in Deutschland, ins-

besondere auf Brokdorf, Grohnde und Kalkar. In der zweiten Hälfte der 70er Jahre begann die 

Zustimmung zur Kernenergie zu bröckeln. Am 13. Januar 1977 kam noch eine unerwartete 

Belastung des Winters hinzu. Die Stromleitungen zum Kernkraftwerk Gundremmingen rissen 

unter einer Eislast. Zwar schaltete sich der Reaktor A aus, aber es kam zu einem Unfall mit 

wirtschaftlichem Totalschaden. 

Der Kernschmelzunfall in Block 2 von Three Mile Island im amerikanischen Harrisburg am 28. 

März 1979 und vor allem die Nuklearkatastrophe in Tschernobyl am 26. April 1986 verstärkten 

den Protest weiter.  

1980 ging aus dem Protest der Umwelt- und Antiatombewegung die Partei „Die Grünen“ her-

vor. Die erste aktive Reaktion der Bundesregierung war 1975 die Einrichtung eines Diskussi-

onsforums „Bürgerdialog Kernenergie“, auf dem Pro- und Kontra-Argumente diskutiert wer-

den sollten. Die damalige SPD/FDP-Regierung war – wie auch alle Fraktionen im Bundestag – 

von der Kernenergie überzeugt und führte den wachsenden Widerstand in der Bevölkerung 

auf mangelndes Wissen zurück. Der Spagat zwischen altem Fortschrittsglauben und der Be-

friedung der Gesellschaft klappte nicht. Entscheidungen wurden aufgeschoben. Die ursprüng-

lich außerparlamentarische Opposition gewann nach dem gravierenden Unfall im amerikani-

schen Harrisburg auch in den Parlamenten deutlich an Einfluss. Die Grünen, die den Atomaus-

stieg forderten, zogen erstmals 1983 in den Deutschen Bundestag ein. Ab 1983 wurden in 

Deutschland nur noch bereits im Bau befindliche Reaktoren fertiggestellt, aber keine Neubau-

ten mehr in Angriff genommen.  

Nach einer kurzen Phase scheinbarer Beruhigung kam es 1986 zu einer Kernschmelze im vier-

ten Reaktorblock von Tschernobyl. Die Regierung Kohl reagierte auf diesen GAU mit der Bil-



dung des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit. Die oppositio-

nelle SPD forderte den Ausstieg aus der Kernenergie innerhalb von zehn Jahren.1990 son-

dierte der damalige VEBA-Chef Klaus Piltz die Frage nach einem Konsens mit den Kritikern in 

der Politik und sprach erstmals offen über ein mögliches Ende der Kernenergie. In den folgen-

den Jahren kam es zwischen Regierung und Opposition zu Energie-Konsensgesprächen, zu de-

nen auch Vertreter der Gewerkschaften, Umweltverbände, Elektrizitätswirtschaft und Indust-

rie hinzugezogen wurden. Einen Konsens gab es aber nicht.  

In den neuen Bundesländern waren zur Zeit des Mauerfalls am Standort Lubmin bei Greifs-

wald vier Reaktorblöcke in Betrieb, ein Block im Probebetrieb und drei Blöcke im Bau. Es han-

delte sich um Druckwasserreaktoren sowjetischer Bauart (WWER-440). Aufgrund der Sicher-

heitsdefizite wurden die vier Blöcke 1990 stillgelegt und der Bau bzw. Probebetrieb der ande-

ren vier bereits 1989 eingestellt. 1995 begann der Abriss.  

Mit dem Wahlsieg von SPD und Grünen bei der Bundestagswahl 1998 begannen die Verhand-

lungen mit den vier Kernkraftbetreibern in Deutschland über den Ausstieg. Am 14. Juni 2000 

vereinbarten die rot-grüne Bundesregierung mit RWE, VIAG, VEBA und EnBW, „die künftige 

Nutzung der vorhandenen Kernkraftwerke zu befristen“.  

Ferner wurde ein maximal zehnjähriges Erkundungsmoratorium für das in Gorleben geplante 

Endlager vereinbart.  

Mit dieser Vereinbarung wollten die beiden Parteien die politische und gesellschaftliche Aus-

einandersetzung um die Kernenergie beenden. . Durch den geordneten Ausstieg sollte der 

Schutz von Leben und Gesundheit und anderer wichtiger Gemeinschaftsgüter gewährleistet 

werden. 

Auf strikter Grundlage dieses Vertrages verabschiedete am 22. April 2002 der Deutsche Bun-

destag mit der damaligen Mehrheit von SPD und Grünen das „Gesetz zur geordneten Beendi-

gung der Kernenergienutzung zur gewerblichen Erzeugung von Elektrizität“, das die Laufzeit 

der Atomkraftwerke in Deutschland begrenzte. Danach durften sie eine auf maximal 32 Be-

triebsjahren begrenzte Strommenge produzieren (nicht die Laufzeit wurde begrenzt, sondern 

die Strommengenproduktion).  

Nach der Bundestagswahl 2009 beschloss am 28. Oktober 2010 die neue Mehrheit aus Union 

und FDP eine Laufzeitverlängerung der Kernkraftwerke, die aber nur kurze Zeit später, nach 

der Nuklearkatastrophe im japanischen Fukushima vom 11. März 2011, korrigiert wurde.  

Nach mehr als 60 Jahren Kernenergie gibt es seitdem in Deutschland einen breiten überpar-

teilichen Konsens, die Nutzung der nuklearen Stromerzeugung zu beenden. Allerdings ist da-

mit das Schlusskapitel der Kernenergie noch nicht geschrieben, denn es gibt bislang keine si-

chere Lagerung der radioaktiven Abfälle.  
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